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80/J 1;. n fra g e 

der J~bgeordneten Dr. J'.iI i g s c h, R 0 i t h n e r, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 

~;'! e i h s, E x I e r 9 Rosa R ü c k, M 0 s e rund Geno ssen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend die Konjunkturlage in der mot allverarbei tenden Industrie, 

Elektro- und Kabelindustrie, insbesondere der Unternehmungen auf Grazer 

Boden, SGP., Elin usw. 

-.-.-. 

Der Herr Finanzminister h"at vor kurzer Zeit eine Reihe von Massnahmen 

getro ffen, um einer Überhitzung der Hochkonjunktur und ihrer ungünstigen 

Auswirkung zu begegnen. Seine generell getroffenen Massnahmen haben aber 

auch bewirkt, dass Einschränkungen der Investitionstätigkeit und. der Kredit­

gewährung auch die oben genannten 'lirtschaftsZ'.veige und Unt ernehmungen 

betroffen haben, obwohl diese gegenwärtig keineswegs sich in dem Stadium 

einer überhitzten Konjunktur befinden, sondern im Gegenteil mit Auftrags­

mänge1."! zu ringen haben. 

Bei der SGP-Graz (Simmering-Graz-Pauker-Uerke) sollen 90 Ar'beitskräfte 

entlassen werden. Die Drosselung des Verkehrsressorts hat bewirkt, dass 

.l\.ufträge über 400 gedeckte Güterwaggonsund für Triebfahrzeuge für die 

1liener Schnellbahn stQI\niert werden mussten. 

Durch die Einschränkungen bei der Post- und Telegraphenanstalt ist eine 

Gefährdung der Beschäftigung der Kabelindustrie e~ngetreten. 

(V Man darf nicht übersehen, dass das Anlaufen der Produktion oft erst 

längere Zeit nach Luftragserteilung möglich ist, wie insbesondere beim 

V7aggonbau. Die Arbeitslosigkeit und Minderbeschäftigung dauert in dieser 

. Zeit natürlich fort und greift auch auf Zulieforproduktioncn über, sodass 

als Folge dieses Konjunkturablaufes auch die Einnahmen dGr öffentlichen Hand 

nicht unbedeutend vermindert werden. 

Die unterzeichneten Äbgeordneten stehen grundsätzlich auf dem Standpunkt, 

dass die Bundesregierung in ihrer Gesamtheit im Sinne der Regierungserklärung 

Massnahmen der Konjunkturpolitik zu treffen ha,t? über die in der Volksvertre­

tung eine Diskussion abzuführen wäre. In Ermangelung dieser erlauben sich die 

unterzeichneten Abgeordneten .an den Herrn Finanzminister die nachstehende 

Lnfrage 

zu richten: 
Ist der Herr Bundesminister für Finanzen barei t, die angeführten \!irt--

schaftszweige und Unternehmungen von, don restringi'erenden Massnahmen auszu­

nehmen und dafur Sorge zu tragen, dass durch die Gewährung entsprechender 

Kredite die Voll1?eschäftigung in diesen '\7erken wieder h8rgestell t werde? 
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